
Minderheitenschutz: Ein Privileg, das nur Deutsche und Dänen verdienen?

Sie gelten als eine "Magna Charta der Minderheiten " in Europa: die Bonn-Kopenhagener Erklärungen, die – vor fünfzig Jahren unterzeichnet – bis heute als vorbildlich und Frieden stiftend gefeiert werden. Gleich wohl haben Schleswig-Holsteins Politiker in der Landesverfassung drei Klassen von Minderheiten erschaffen, wie der Historiker Professor Dr. Uwe Danker kritisch bemerkt: Er hinterfragt, warum Schutz und Förderung für Friesen und Dänen reserviert sind, nicht aber zum Beispiel für die hier lebenden Türken.

Mal angenommen, man sei kein Schleswig-Holsteiner, bekomme aber das vom Ministerpräsidentin und seiner Minderheitsbeauftragten herausgegebene Heft "Sprache der Vielfalt" in die Hand. Und weiter angenommen, man halte das, was da zu lesen ist für Wirklichkeit : Dann würde man vor einer Reise ins nördlichste Bundesland vergessen, dänische und zur Sicherheit auch englische Sprachführer einzu packen, und würde ansonsten hoffen, das an friesischen Ortsschildern auch international übliche, in Kartenwerken vermerkte geographische Hinweise

zu finden Denn Schleswig-Holstein erschient als ein Reservat eigentümlicher, traditionsbewusster Stämme. Und man muss annehmen, dass hier alles mögliche gesprochen wird– Niederdeutsch in vielen Dialekten, Dänisch, außerdem das dänische Platt, das Sønderjysk, Romanes, die Sprache der Sinti und Roma, oder eine der zehn friesischen Mundarten – aber wohl Hochdeutsch.

In der Tat verfügt das Land über eine besondere Tradition der Minderheitenpolitik, notgedrungen übrigens, vor allem durch die deutsch - dänische Grenzlage begründet. In der Tat trifft zu, was die Broschüre in  leicht verkrampftem Platt formuliert: "Disse eenmalige Sprakenveelfallt as dat in Sleswig-Holsteen givt, findst in keen annere düütsche Landstrich." Egal nämlich wo 1920 oder 1867 nationale Grenzen gezogen wurden, mit der Erfindung einer internationalen Identität mussten Gruppen mit anderem nationalen Bekenntnis, nationale Minderheiten, entstehen, die konnten Bevölkerungsminderheiten auch zeitweise bilden, wie die Dänen im preußischen Nordschleswig vor 1920 oder auch – vorübergehend – die "Neudänen" ab 1943 in Südschleswig. Besonnene reichsdänische und insbesondere besatzungsbritische Politik hatte im Jahre 1949 die sozialdemokratische Landesregierung in Kiel zur Abgabe der mit der Dänischen Minderheit ausgehandelten "Kieler Erklärung" geführt, die anschließend vom Landtag gebilligt wurde. Ihr Schlüsselsatz lautet: "Das Bekenntnis zum dänischen Volkstum und zur dänischen Kultur ist frei. Es darf von Amtswegen nicht bestritten oder nachgeprüft werden."

Weiter heißt es in der Erklärung, dänisches Natur- und Sprechleben würden nicht beeinträchtigt, Schulen, Kindergärten und kirchliches Eigenleben sollten ermöglicht werden, auch politische Teilhabe. Eine so genannte "Friesenklausel" ermöglichte es ( nationalen) Friesen, sich ebenfalls zur dänischen Minderheit zu bekennen. 

Aufgrund der die realen Landespolitik, insbesondere einer bewusst gegen dänische Minderheit zielenden "Politik der kleinen Nadelstiche" und einer die Minderheitenpartei "SSW" aus der Landespolitik ausschaltenden 7,5-Prozent, später 5-Prozent-Klausel unter dem christdemorkatischen Ministerpräsidenten Lübke, trauten in den Folgejahren aber viele dem Frieden noch nicht. Nachhaltig verbesserte sich die Lage erst, als die Regierung in Kopenhagen im Zusammenhang mit der Nato-Aufnahme der Bundesrepublik auf eine außenpolitisch gewichtigere Klarstellung durch die Bundesregierung setzte. Am 29. Maerz 1955 unterzeichnete man in Bonn gleichlautende Erklärungen Deutschlands und Dänemarks zu den Problemen der beiden Minderheiten, die anschließend vom Dänischen Folketing, dem Deutschen Bundestag und dem Kieler Landtag gebilligt wurden und als "Bonn-Kopenhagener Erklärungen" in die Geschichte eingingen. Sie werden, wie im Jubiläumsjahr 2005, immer wieder als vorbildlich und Frieden stiftend gefeiert.

Nordfriesen im Schlepptau

Manches indes blieb offen: Bekennende Nordfriesen, die sich nicht als (nationale) Minderheit begreifen, doch in der Regel als "Volksgruppe", wurden von den Regelungen nicht ausdrücklich geschützt, allerdings sozusagen im Schlepptau immer stärker auch mit begleitet und gefördert. 
Aus historischer Perspektive fraglos zu Recht: Ihr innovativer Charakter lag neben dem bereits in der Erklärung enthaltenen "Bekenntnisprinzip" darin, dass der Schutz der Minderheiten durch einfache Selbstverpflichtungen unterstrichen wurde. So paradox formuliert wurde also neuartiges Völkerrecht formuliert, ohne einklagbares Völkerrecht zu schaffen. Für die dänische Minderheit trat die Phase der nachhaltigen Stabilisierung auf hohem Mitgliederniveau von heute ca. 50.000 ein.

Sie identifizieren sich vor allem über die friesische Sprache, also eine der insgesamt neun in Nordfriesland ursprünglich gesprochenen Mundarten, sowie über vereinzelte am Anfang des 20. Jahrhunderts zu "friesischen Symbolen" erhobene Eigenheiten wie die Fahne oder das (ursprünglich auf Inseln übliche) "Biikebrennen". Die Mehrheit votiert traditionell deutsch, eine Minderheit dänisch und einige begriffen und begreifen sich nicht als Deutsche oder Dänen, sondern als Friesen.

Angeblich 10 000 Menschen sollen noch eine der vom Aussterben bedrohten friesischen Mundarten beherrschen. 

In den Jahren 1888 bis 1990 kam Bewegung ins Geschehen der Minderheitenpolitik im Land: Nachdem die Barschel-Pfeiffer-Affäre das Land in seinen Grundfeten erschüttert hatte, leitete der Landtag eine von allen Fraktionen getragene Verfassungsreform ein, die Machtmissbrauch ausschließen, eventuell neu-demokratische Instrumente einführen und die Landessatzung von 1949 symbolisch in eine volle Landesverfassung überführen sollte. Karl Otto Meyer, der Abgeordnete des SSW, ergriff zusammen mit dem Minderheitenpolitiker Kurt Hamer (SPD) die Chance.

Karl Otto Meyer reagierte gereizt: Nationale Minderheiten seien nicht mit Ausländern zu vergleichen, die es ja in ganz Schleswig-Holstein gebe, oder mit Auswanderern, sondern nationale Minderheiten lebten in ihrer Heimat und seien keine Einwanderer.

Nach eingehenden Diskussionen stand fest: Die Verfassungsmodernisierung soll in keine Schleswig-Holstein relevanten Erweiterungen des Minderheitenschutzes etwa für Sinti und Roma oder gar in Schleswig-Holstein lebende "neue Minderheiten" wie Türken bringen, allenfalls, so mochte man meinen, über die Friesen und über die konkreten Formulierungen sei zu entscheiden. Am 2. Juni 1989 führt der Ausschuss eine Anhörung von Vertretern der dänischen und friesischen Minderheit durch - andere hat man gar nicht geladen.

Einen Monat später, am 7. Juli 1989, findet im Sonderausschuss die entscheidende Debatte zum Thema statt. Für die CDU erläutert der Abgeordnete Klaus Haller, das der neue Minderheitenpartikel ausschließlich der "dänischen Minderheit und der friesisch sprechenden Volksgruppe gewidmet sein sollte".  Denn es stelle sich die Frage, ob man die Verfassung so anlegen wolle, dass z.B. 300 000 Türken mit deutscher Staatsangehörigkeit nach der Jahrhundertwende im politischen Raum Rechte reklamierten, die der dänischen Minderheit ja eingeräumt worden seien. 

Die endgültige Formulierung des Artikels 5 der Landesverfassung lautet schließlich: „Nationale Minderheiten und Volksgruppen. Das Bekenntnis zu einer nationalen Minderheit ist frei, es entbindet nicht von den allgemeinen staatsbürgerlichen Pflichten. Die kulturelle Eigenständigkeit und die politische Mitwirkung nationaler Minderheiten und Volksgruppen stehen unter dem Schutz des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände. Die nationale dänische Minderheit und die friesische Volksgruppe haben Anspruch auf Schutz und Förderung.“

Im Laufe der Debatte steuert der Vorsitzende Börnsen, nach dem Hinweis, dass man für die Verfassungsänderung auch die Unterstützung auch der CDU benötige, auf einen beschickten Kompromiss zu: Das bereits in der Landessatzung verankerte Bekenntnisprinzip für nationale Minderheiten "könne nicht nur von Dänen reklamiert werden", sondern müsse auch "für Türken ebenso wie für Schweden gelten", aber namentlich der dänischen Minderheit und der friesischen Volksgruppe solle man darüberhinaus besondere Förderung zusichern und schleißlich nur für sie auch einklagbare Rechte wie finanzielle Förderungen oder politische Partizipationen kodifizieren, ohne zugleich auch die Verpflichtung einzugehen, "eine Moschee zu errichten". Damit ist der Weg zum Konsens klar – und sind die Türken draußen. Von anderen wird sowieso nicht geredet.

Damit sind zwei Klassen von Minderheiten geschaffen: Das Bekenntnis ist frei, Schutz und Förderung sind ausdrücklich reserviert für Friesen und die dänische Minderheit. Damit haben die beiden traditionellen Minderheiten ihre Privilegierung voll erreicht, als schließlich am 20. Mai 1990 alle 74 Abgeordneten des schleswig-holsteinischen Landestages die neue Landesverfassung einhellig beschließen; am 1. August 1990 tritt sie in Kraft.

"Fremdenrecht für Ausländer"

Betrachten wir die Minderheitenpolitik auf bundesdeutscher und europäischer Ebene sowie Debatten innerhalb der Verfassungs- und Völkerrechtler, so stoßen wir auf dieselben Phänomene der Abwehr gegenüber Zuwanderer, die neue Minderheiten bilden können. Die plakative Formel, verfasst von einem Juristen, lautet: "Minderheitenschutz für (kassische) Minderheiten, Integrationshilfe für eingebürgerte Immigranten, Fremdenrecht für Ausländer." Die rot-grüne Koalition unter Kanzler Schröder steht in stabiler Kontinuität zur Vorgängerregierung: Für bundesdeutsche Außen- und Innenpolitik definieren fünf Merkmale eine nationale Minderheit: die deutsche Staatsangehörigkeit, eigene Sprache, Kultur und Geschichte, also eine eigene Identität, die man ausdrücklich bewahren wolle, die traditionelle Ansässigkeit in Deutschland und schließlich das Leben in "angestammten Siedlungsgebieten".

Es fällt sofort ins Auge: Die juristischen Kriterien der "Alteingesessenheit" und des "angestammten Siedlungsgebiets", auch politische Argumentationen mit dem Heimatbegriff liefern Auschlußgründe gegen neue Minderheiten. Dabei sind die eigentlich in der modernen Gesellschaft seit Beginn der Industrialisierung und erst der Zeiten recht in Globalisierung anachronistische Kriterien, denn schließlich werden durch ökologische Flexibilität massive Wanderungsbewegungen erwartet und ausgelöst, darunter auch jene der russischen Arbeitskräfte, die im 19. Jahrhundert in die Ruhregion strömten, sowie jene der türkischen "Gastarbeiter" seit den 1960-er Jahren, die als Migranten in Deutschland blieben und oft in 3. Generation hier leben.

Auch national gibt es keinen Konsens darüber, wie eine Minderheit zu definieren sei. Zwar wird in der UNO und anderswo mit nationalen, ethnischen, religiösen oder sprachlichen Minderheiten begrifflich operiert, wenn es aber um ausdrückliche Schutzmaßnahmen geht, kennt auch das Völkerrecht plötzlich und in aller Selbstverständlichkeit nur noch "angestammte Minderheiten", die "in der Folge vieler Generationen" ansässig sein müssen.

Man kann den Befund ganz nüchtern als Pragmatismus werten, dass Staaten zu einer breiteren Definition neigen, wenn es um großen Schutz geht, und zu einer sehr engen, wenn aktive öffentliche Förderung diskutiert wird. Man kann aber auch die mit Minderheitenschutz immer einher gehende Selbstbeweihräucherung der Beteiligten als Peinlichkeit werten, weil sie –die Gewährer und die Geschützten – in enger Kumpanei einen Minderheitenbegriff wählen, der antiquiert ist und oft an der gesellschaftlichen Wirklichkeit vorbei geht. Als soziale Realität steht außer Frage, dass in Schleswig-Holstein türkisch ebenso häufig wie dänisch und die friesischen Mundarten zusammen gesprochen wird. Ein Nachdenken über eine denkbare Gleichbehandlung ist jedenfalls nicht völlig absurd!

Ein übliches Gegenargument lautet: Minderheitenschutz für Immigranten, also für neue Minderheiten, provoziere einen Verzicht auf Integrationsanstrengungen, nehme den Druck, sich kulturell einzufügen. Denkt man auch nur einen Moment über dieses Argument nach, so wird seine Absurdität klar: Gerade weil der ehemalige Integrationsdruck bei klassischen Minderheiten versagte, existieren sie heute überhaupt, oder versuchen sich wie die Nordfriesen zu animieren. 

Wie hier am Beispiel an der holsteinischen Verfassungsdebatte gezeigt, wird in der Minderheitenpolitik alles dem Zufall oder einer unerwünschten Entwicklung überlassen. Denn es geht um die Privilegierung von Privilegierten! Auf diesen Wehrmutstropfen musste man hinweisen, das das Jubiläumsjahr 2005 ansonsten nur voll des Eigenlobs aller gewesen ist. 
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